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Steuerw
ettbew

erb
Staaten stehen m

iteinander im
 W

ettbew
erb um

 Steuerzah-
ler/-innen. D

enn durch die G
lobalisierung ist es für Privat  -

per sonen und U
nternehm

en einfach, in anderen Ländern m
it 

niedrigeren Steuersätzen steuerpfl ichtig zu sein. D
ies betriff t 

vor allem
 Steuern auf Verm

ögen, große Einkom
m

en oder 
U

nternehm
ensgew

inne. Selbst innerhalb eines Landes gibt 
es solchen Steuerw

ettbew
erb. So zahlen U

nternehm
en in 

D
eutschland in kleineren G

em
einden häufi g eine geringere 

G
ew

erbesteuer als in der größeren Stadt nebenan.

W
arum

 erheben Staaten nicht die gleichen Steuersätze?
Eine solche Kooperation w

ird innerhalb der EU schon lange 
diskutiert, sie scheitert aber bislang am

 Veto kleinerer M
itglied-

staaten w
ie M

alta, Irland oder Ö
sterreich. D

iese profi tieren 
vom

 Steuerw
ettbew

erb durch die M
ehreinnahm

en von auslän-
dischen Steuerzahlern/-innen. Fortschritte gibt es auf globaler 
Ebene: 137 Staaten haben beschlossen, auf U

nternehm
ens-

gew
inne einen M

indeststeuersatz von 15 Prozent zu erheben.  

W
er profi tiert vom

 Steuerw
ettbew

erb, w
er verliert?

G
ew

inner
Kapital (U

nternehm
en, reiche Privatpersonen)

Kleine Länder, die höhere Einnahm
en haben

Verlierer
Arbeitnehm

er/-innen (höhere Steuern oder w
eniger 

staatliche Leistungen)
G

roße Länder, die geringere Einnahm
en haben

Steuerverm
eidung ist legal. U

nternehm
en und Privat-

 
personen nutzen dabei die Feinheiten der Steuersystem

e 
aus, um

 die B
esteuerung zu m

inim
ieren. W

er dagegen den 
Finanzbehörden gegenüber vorsätzlich falsche A

ngaben m
acht, 

begeht Steuerhinterziehung und m
acht sich strafbar.

Spicker Politik N
r. 28

Steuern

W
ie berechnet sich die H

öhe der Steuern?
D

ie Steuerschuld einer (natürlichen oder juristischen) steuer-
pfl ichtigen Person w

ird m
aßgeblich durch zw

ei Faktoren be-
stim

m
t, die beide politisch veränderbar sind:

·
die Steuerbasis, also w

as genau besteuert w
ird, z. B

. das 
B

ruttoeinkom
m

en nach A
bzug von Freibeträgen

·
den Steuersatz, also w

ie viel Prozent der Steuerbasis 
be steuert w

erden

D
ie Einkom

m
ensteuer ist in D

eutschland progressiv gestal-
tet, es gibt also m

ehrere Steuersätze, die m
it dem

 Einkom
m

en 
steigen: W

er m
ehr verdient, zahlt also auch m

ehr Steuern. D
ie 

M
ehrw

ertsteuer (M
w

St.) w
ird ohne Rücksicht auf das Einkom

-
m

en erhoben und w
irkt daher regressiv, w

eil ärm
ere M

enschen 
einen größeren Anteil ihres Einkom

m
ens für Konsum

 ausgeben 
m

üssen. U
m

 diesen Eff ekt abzum
ildern, gibt es einen reduzier-

ten M
ehrw

ertsteuersatz auf D
inge des G

rundbedarfs (z. B. Le-
bensm

ittel, seit 2020 auch auf H
ygieneprodukte w

ie Tam
pons). 

Andere G
üter w

ie Alkohol, Tabak oder M
ineralöl w

erden m
it 

speziellen, deutlich höheren Verbrauchsteuern belegt, dam
it 

w
eniger Alkohol getrunken, Zigaretten geraucht und M

ineralöl 
verbraucht w

ird (Lenkungssteuern).

H
erausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung/bpb 

Autorin: Laura Seelkopf; 1. Aufl age: N
ovem

ber 2022
G

estaltung / Illustration*: M
ohr D

esign (* C
arolin D

iekm
eyer); bpb.de/spicker

W
as sind Steuern und w

arum
 w

erden sie erhoben?
Steuern sind verpfl ichtende Zahlungen von „natürlichen“ 
(Bürger/-innen) oder „juristischen“ Personen (z. B. U

nter neh-
m

en, Vereine, Stiftungen) an den Staat ohne Anspruch auf 
eine konkrete G

egenleistung. D
as unterscheidet Steuern von 

G
ebühren (z. B. für die Abfallentsorgung) oder Sozialabgaben 

(Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pfl ege-, Renten-, Arbeits-
losen- und U

nfallversicherung). Steuern dienen verschiedenen 
Zw

ecken. H
ierzu zählen:

·
die Finanzierung staatlicher A

ufgaben w
ie die B

ereit-
stellung und Instandhaltung der öffentlichen Infrastruktur 
(z. B

. Straß
en, Schulen, B

reitbandausbau)
·

der A
bbau sozialer U

ngleichheiten durch U
m

verteilung zw
i-

schen Individuen, gesellschaftlichen G
ruppen (z. B. K

inder frei-
betrag) oder W

irtschaftssektoren (z. B. steuerfreies K
erosin)

·
die Lenkung von V

erhaltensw
eisen, indem

 bestim
m

te Tätig-
keiten stärker (z. B

. V
erbrauch von C

O
2 ) und andere w

eniger 
stark (z. B

. G
ebrauch von D

ienstw
agen) besteuert w

erden
·

die Stabilisierung der W
irtschaft durch Steuererhöhungen 

in Zeiten w
irtschaftlichen W

ohlstands und Steuersenkungen 
in Zeiten des A

bschw
ungs („R

ezession“) 

 
Steuern können verschiedenen G

erechtigkeitsprinzipien 
 

folgen: N
ach dem

 Ä
quivalenzprinzip sollten die individuell 

gezahlten Steuern den erhaltenen Leistungen entsprechen, nach 
dem

 Leistungsfähigkeitsprinzip sollten gleiche Einkom
m

en 
gleich und höhere Einkom

m
en gleich oder höher als niedrigere 

besteuert w
erden. D

em
 Effi zienzprinzip zufolge sollten Steuern 

bei geringstm
öglichem

 V
erw

altungsaufw
and höchstm

ögliche 
Einnahm

en und m
öglichst w

enige A
nreizverzerrungen für die 

Steuerzahlenden generieren.

Steuerpolitik
Steuerpolitik ist die aktive G

estaltung des Steuersystem
s durch 

Reform
en und gilt als eine Kernaufgabe des Staates. In D

em
o -

kratien bestim
m

t das Parlam
ent, w

ofür die Staatseinnahm
en 

ausgegeben w
erden („Budgetrecht“), die Planungen hierzu 

m
acht das Finanzm

inisterium
. Festgesetzt und eingetrieben 

w
erden die Steuern durch die Finanzäm

ter. In der EU ist die 
Steuer politik eines der w

enigen Politikfelder, bei denen die Be-
fugnisse w

eitestgehend bei den N
ationalstaaten liegen. 

Auch im
 nationalen Parteienw

ettbew
erb spielt die Steuerpoli-

tik eine w
ichtige Rolle. Traditionell unterscheidet m

an politische 
Einstellungen nach dem

 Rechts-Links-Schem
a. W

irtschaftlich 
linke Positionen zielen auf eine Stärkung des Staates ab, z. B. 
über die Erhöhung des Spitzensteuersatzes. W

irtschaftlich 
rechte Positionen lehnen dies als zu starken Eingriff  in den 
M

arkt ab. Eine zw
eite Konfl iktlinie verläuft zw

ischen den kulturel-
len W

erten „liberal“ und „konservativ“:Liberale w
ollen z. B. das 

Ehegattensplitting abschaff en, um
 die G

leichstellung der Frau 
zu fördern, Konservative w

ollen es beibehalten, um
 die tradi-

tionelle Fam
ilie zu unterstützen. 

W
ie lassen sich Steuern unterscheiden? 

D
as D

iagram
m

 auf der Titelseite zeigt die w
ichtigsten staat-

lichen Einnahm
ekategorien in D

eutschland und ihren jew
eiligen 

Anteil am
 gesam

ten Steuer- und Abgabenaufkom
m

en. Steuern 
lassen sich folgenderm

aßen voneinander unterscheiden:

·
W

as w
ird besteuert?

V
erm

ögen (z. B
. Erbschaften, A

ktien, G
rundbesitz), Ein-

kom
m

en (z. B
. G

ehalt, R
ente, M

iet  ein nahm
en) oder V

erbrauch 
(z. B

. Einkäufe, Energie, D
ienstleistungen)

·
W

ie w
ird besteuert? 

progressiv (R
eiche zahlen m

ehr), proportional (alle zahlen 
den gleichen Satz) oder regressiv (A

rm
e zahlen m

ehr)
·

W
er zahlt die Steuer?

die steuerschuldende Person selbst (= direkt) oder jem
and 

anderes als die steuerschuldende Person (= indirekt, z. B
. 

erhebt ein G
eschäft die M

ehrw
ertsteuer und entrichtet diese 

für die steuerschuldende Person)
·

W
er erhält die Steuer?

W
ie in föderalen System

en üblich, w
erden einige Steuern (z. B

. 
Einkom

m
ensteuer) zw

ischen den Ebenen aufgeteilt, andere 
gehen ganz an den B

und (z. B
. M

ehrw
ertsteuer), die Bundes-

länder (z. B
. Erbschaftsteuer) oder die G

em
einden (z. B

. 
H

unde steuer). D
ie EU

 erhält z. B
. die Einnahm

en aus Zöllen.

 
Prinzipiell können alle Steuerarten progressiv oder regres-
siv, direkt oder indirekt gestaltet w

erden. Für D
eutschland 

heute gilt als Faustregel, dass Steuern auf Einkom
m

en und V
er -

m
ögen direkt und die auf V

erbrauch indirekt sind. A
ußerdem

 sind 
indirekte Steuern w

ie die M
ehrw

ertsteuer regressiv und direkte 
Steuern w

ie die Einkom
m

ensteuer progressiv, w
obei V

erm
ögen-

steuern die stärkste um
verteilende W

irkung haben.

Steuerquote und A
bgabenquote

Laut D
aten der O

rganisation für w
irtschaftliche Zusam

m
en-

arbeit und Entw
icklung (O

EC
D) hatte der deutsche Staat 2019 

Steuereinnahm
en in H

öhe von rund 24 Prozent seines Brutto-
inlandsprodukts (BIP): D

eutschland hatte dem
nach eine 

Steuer  quote von 24 Prozent. Rechnet m
an hier noch die 

Sozialabgaben hinzu (rund 14,6 Prozent des BIP), ergibt sich 
eine Abgabenquote von 38,6 Prozent. Vor dem

 Ersten W
elt-

krieg lag dieser Anteil (w
ie auch in anderen europäischen 

Ländern) noch unter zehn Prozent. Im
 Vergleich m

it anderen 
w

ohlhabenden D
em

okratien ist die Steuerquote in D
eutschland 

heute durchschnittlich, w
eltw

eit gesehen jedoch hoch. 

Ist eine hohe Steuerquote gut oder schlecht?
W

ährend sich in w
ohlhabenden Ländern Ö

konom
en/-innen 

und Politiker/-innen uneins darüber sind, ob m
ehr oder w

eniger 
Steuern eingenom

m
en w

erden sollten, besteht Konsens darü-
ber, dass ein gew

isses M
inim

um
 an Steuereinnahm

en notw
en-

dig ist. Laut den Vereinten N
ationen (U

N
) ist eine Steuerquote 

von m
indestens 15 Prozent erforderlich, dam

it ein Land dazu in 
der Lage ist, grundlegende staatliche Aufgaben w

ie die Bereit-
stellung von Krankenhäusern, Schulen oder öff entlicher Sicher-
heit erfüllen zu können. 

 
O

bw
ohl die Steuerquote unabhängig von der W

irtschafts-
 

leistung eines Staates ist, fi ndet sich eine höhere Steuer -
quote eher in den w

ohlhabenden Ländern, die dam
it in der R

egel 
auch eine stärkere U

m
verteilung erreichen. H

äufi g w
ird die 

Fähigkeit, die B
evölkerung (vor allem

 durch direkte Einkom
m

en-
steuern) zu besteuern, als M

aß
 für die Funktionsfähigkeit 

eines Staates („Staatskapazität“) insgesam
t gesehen.

W
ie setzen sich die Steuereinnahm

en zusam
m

en?
N

icht nur über die Steuerquote, auch über den Steuerm
ix

w
ird politisch gestritten. D

am
it bezeichnet m

an die Zusam
m

en-
setzung des Steueraufkom

m
ens, also w

ie viel G
eld aus w

el-
chen Steuern eingenom

m
en w

ird (D
 S. 1). 

H
istorisch gesehen gilt die persönliche Einkom

m
ensteuer

(also die Steuer auf G
ehalt, M

ieteinnahm
en, freiberufl iche Ein-

nahm
en, Rente usw

.) als „Königin der Steuern“: Sie bringt dem
 

Staat die m
eisten Einnahm

en ein, hat durch ihre progressive 
G

estaltung eine stark um
verteilende W

irkung und verschie dene 
Freibeträge erlauben es dem

 G
esetzgeber, lenkend einzugrei-

fen (z. B. Fam
ilien zu fördern und Auszubildende zu entlasten). 

W
ie hat sich der Steuerm

ix in den letzten Jahrzehnten
verändert?
W

ährend die Spitzensteuersätze auf Privat- und U
nternehm

ens -
einkom

m
en, Erbschaften oder Verm

ögen direkt nach dem
 

Zw
eiten W

eltkrieg häufi g über 90 Prozent lagen, w
urden sie 

seitdem
 stetig gesenkt und die Freibeträge erhöht. D

ie Steu-
ersystem

e in Europa sind also heute w
eniger progressiv als 

früher, ein G
rund dafür ist der zunehm

ende Steuerw
ett bew

erb 
(D

 S. 7). W
ährend Zölle für D

eutschlands Staatsein nahm
en 

unerheblich sind, w
ird die M

ehrw
ertsteuer zur Finanzierung 

des Staatshaushalts im
m

er w
ichtiger. Insgesam

t steigen 
die Einnahm

en aus Verbrauchsteuern und Sozialabgaben, 
w

ährend jene aus Einkom
m

en- und Verm
ögensteuern sinken. 

U
nterschiedliche politische Entscheidungen verschiedens-

ter Regierungen in den letzten Jahrzehnten führen zu großen 
U

nterschieden zw
ischen w

ohlhabenden D
em

okratien – nicht 
nur in der Steuerquote, sondern auch im

 Steuerm
ix. So verteilt 

Frankreich m
ehr über sein Steuersystem

 um
 als D

eutschland, 
die Schw

eiz w
eniger.

Schem
atische D

arstellung einer B
esteuerung

Steuerpolitischer W
ahlkam

pf im
 m

odernen Parteiensystem
 

m
it zw

ei Konfl iktlinien und beispielhaften Positionen

off en (liberal) 

geschlossen (konservativ)

Staat (links) 
M

arkt (rechts)

Reduzierte M
ehrw

ert-
steuer auf Tam

pons
Abschaff ung 
von Zöllen

H
öhere Steuern auf 

ausländische U
nternehm

en
Steueranreize für Inves-
ti tionen in D

eutschland

B
etrag 

vor Abzug 
der Steuern 
(„B

rutto-
betrag“)

Einkom
m

en-
steuern:
436,8 M

rd. €

Sozialabgaben:
501,8 M

rd. €
Sonstige: 
0,3 M

rd. €

Steuern und Sozialabgaben 2019 in D
eutschland 

(D
aten: O

EC
D)

Steuerbasis

Freibeträge

B
etrag 

nach Abzug 
der Steuern 
(„N

etto-
betrag“)

Steuer-
schuld

Sozialabgaben:
501,8 M

rd. €

Einkom
m

en-
steuern:
436,8 M

rd. €

G
esam

t:
1.341,3 M

rd. €

Verbrauch-
steuern:
357,4 M

rd. €

Einkom
m

en-

Verm
ögensteuern:

38,7 M
rd. €

Steuer-
satz

✁
4

5
6

7

2
3

8

Steuerw
ettbew

erb
Staaten stehen m

iteinander im
 W

ettbew
erb um

 Steuerzah-
ler/-innen. D

enn durch die G
lobalisierung ist es für Privat  -

per sonen und U
nternehm

en einfach, in anderen Ländern m
it 

niedrigeren Steuersätzen steuerpfl ichtig zu sein. D
ies betriff t 

vor allem
 Steuern auf Verm

ögen, große Einkom
m

en oder 
U

nternehm
ensgew

inne. Selbst innerhalb eines Landes gibt 
es solchen Steuerw

ettbew
erb. So zahlen U

nternehm
en in 

D
eutschland in kleineren G

em
einden häufi g eine geringere 

G
ew

erbesteuer als in der größeren Stadt nebenan.

W
arum

 erheben Staaten nicht die gleichen Steuersätze?
Eine solche Kooperation w

ird innerhalb der EU schon lange 
diskutiert, sie scheitert aber bislang am

 Veto kleinerer M
itglied-

staaten w
ie M

alta, Irland oder Ö
sterreich. D

iese profi tieren 
vom

 Steuerw
ettbew

erb durch die M
ehreinnahm

en von auslän-
dischen Steuerzahlern/-innen. Fortschritte gibt es auf globaler 
Ebene: 137 Staaten haben beschlossen, auf U

nternehm
ens-

gew
inne einen M

indeststeuersatz von 15 Prozent zu erheben.  

W
er profi tiert vom

 Steuerw
ettbew

erb, w
er verliert?

G
ew

inner
Kapital (U

nternehm
en, reiche Privatpersonen)

Kleine Länder, die höhere Einnahm
en haben

Verlierer
Arbeitnehm

er/-innen (höhere Steuern oder w
eniger 

staatliche Leistungen)
G

roße Länder, die geringere Einnahm
en haben

Steuerverm
eidung ist legal. U

nternehm
en und Privat-

 
personen nutzen dabei die Feinheiten der Steuersystem

e 
aus, um

 die B
esteuerung zu m

inim
ieren. W

er dagegen den 
Finanzbehörden gegenüber vorsätzlich falsche A

ngaben m
acht, 

begeht Steuerhinterziehung und m
acht sich strafbar.

Spicker Politik N
r. 28

Steuern

W
ie berechnet sich die H

öhe der Steuern?
D

ie Steuerschuld einer (natürlichen oder juristischen) steuer-
pfl ichtigen Person w

ird m
aßgeblich durch zw

ei Faktoren be-
stim

m
t, die beide politisch veränderbar sind:

·
die Steuerbasis, also w

as genau besteuert w
ird, z. B

. das 
B

ruttoeinkom
m

en nach A
bzug von Freibeträgen

·
den Steuersatz, also w

ie viel Prozent der Steuerbasis 
be steuert w

erden

D
ie Einkom

m
ensteuer ist in D

eutschland progressiv gestal-
tet, es gibt also m

ehrere Steuersätze, die m
it dem

 Einkom
m

en 
steigen: W

er m
ehr verdient, zahlt also auch m

ehr Steuern. D
ie 

M
ehrw

ertsteuer (M
w

St.) w
ird ohne Rücksicht auf das Einkom

-
m

en erhoben und w
irkt daher regressiv, w

eil ärm
ere M

enschen 
einen größeren Anteil ihres Einkom

m
ens für Konsum

 ausgeben 
m

üssen. U
m

 diesen Eff ekt abzum
ildern, gibt es einen reduzier-

ten M
ehrw

ertsteuersatz auf D
inge des G

rundbedarfs (z. B. Le-
bensm

ittel, seit 2020 auch auf H
ygieneprodukte w

ie Tam
pons). 

Andere G
üter w

ie Alkohol, Tabak oder M
ineralöl w

erden m
it 

speziellen, deutlich höheren Verbrauchsteuern belegt, dam
it 

w
eniger Alkohol getrunken, Zigaretten geraucht und M

ineralöl 
verbraucht w

ird (Lenkungssteuern).

H
erausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung/bpb 

Autorin: Laura Seelkopf; 1. Aufl age: N
ovem

ber 2022
G
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ohr D

esign (* C
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W
as sind Steuern und w

arum
 w

erden sie erhoben?
Steuern sind verpfl ichtende Zahlungen von „natürlichen“ 
(Bürger/-innen) oder „juristischen“ Personen (z. B. U

nter neh-
m

en, Vereine, Stiftungen) an den Staat ohne Anspruch auf 
eine konkrete G

egenleistung. D
as unterscheidet Steuern von 

G
ebühren (z. B. für die Abfallentsorgung) oder Sozialabgaben 

(Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pfl ege-, Renten-, Arbeits-
losen- und U

nfallversicherung). Steuern dienen verschiedenen 
Zw

ecken. H
ierzu zählen:

·
die Finanzierung staatlicher A

ufgaben w
ie die B

ereit-
stellung und Instandhaltung der öffentlichen Infrastruktur 
(z. B

. Straß
en, Schulen, B

reitbandausbau)
·

der A
bbau sozialer U

ngleichheiten durch U
m

verteilung zw
i-

schen Individuen, gesellschaftlichen G
ruppen (z. B. K

inder frei-
betrag) oder W

irtschaftssektoren (z. B. steuerfreies K
erosin)

·
die Lenkung von V

erhaltensw
eisen, indem

 bestim
m

te Tätig-
keiten stärker (z. B

. V
erbrauch von C

O
2 ) und andere w

eniger 
stark (z. B

. G
ebrauch von D

ienstw
agen) besteuert w

erden
·

die Stabilisierung der W
irtschaft durch Steuererhöhungen 

in Zeiten w
irtschaftlichen W

ohlstands und Steuersenkungen 
in Zeiten des A

bschw
ungs („R

ezession“) 

 
Steuern können verschiedenen G

erechtigkeitsprinzipien 
 

folgen: N
ach dem

 Ä
quivalenzprinzip sollten die individuell 

gezahlten Steuern den erhaltenen Leistungen entsprechen, nach 
dem

 Leistungsfähigkeitsprinzip sollten gleiche Einkom
m

en 
gleich und höhere Einkom

m
en gleich oder höher als niedrigere 

besteuert w
erden. D

em
 Effi zienzprinzip zufolge sollten Steuern 

bei geringstm
öglichem

 V
erw

altungsaufw
and höchstm

ögliche 
Einnahm

en und m
öglichst w

enige A
nreizverzerrungen für die 

Steuerzahlenden generieren.

Steuerpolitik
Steuerpolitik ist die aktive G

estaltung des Steuersystem
s durch 

Reform
en und gilt als eine Kernaufgabe des Staates. In D

em
o -

kratien bestim
m

t das Parlam
ent, w

ofür die Staatseinnahm
en 

ausgegeben w
erden („Budgetrecht“), die Planungen hierzu 

m
acht das Finanzm

inisterium
. Festgesetzt und eingetrieben 

w
erden die Steuern durch die Finanzäm

ter. In der EU ist die 
Steuer politik eines der w

enigen Politikfelder, bei denen die Be-
fugnisse w

eitestgehend bei den N
ationalstaaten liegen. 

Auch im
 nationalen Parteienw

ettbew
erb spielt die Steuerpoli-

tik eine w
ichtige Rolle. Traditionell unterscheidet m

an politische 
Einstellungen nach dem

 Rechts-Links-Schem
a. W

irtschaftlich 
linke Positionen zielen auf eine Stärkung des Staates ab, z. B. 
über die Erhöhung des Spitzensteuersatzes. W

irtschaftlich 
rechte Positionen lehnen dies als zu starken Eingriff  in den 
M

arkt ab. Eine zw
eite Konfl iktlinie verläuft zw

ischen den kulturel-
len W

erten „liberal“ und „konservativ“:Liberale w
ollen z. B. das 

Ehegattensplitting abschaff en, um
 die G

leichstellung der Frau 
zu fördern, Konservative w

ollen es beibehalten, um
 die tradi-

tionelle Fam
ilie zu unterstützen. 

W
ie lassen sich Steuern unterscheiden? 

D
as D

iagram
m

 auf der Titelseite zeigt die w
ichtigsten staat-

lichen Einnahm
ekategorien in D

eutschland und ihren jew
eiligen 

Anteil am
 gesam

ten Steuer- und Abgabenaufkom
m

en. Steuern 
lassen sich folgenderm

aßen voneinander unterscheiden:

·
W

as w
ird besteuert?

V
erm

ögen (z. B
. Erbschaften, A

ktien, G
rundbesitz), Ein-

kom
m

en (z. B
. G

ehalt, R
ente, M

iet  ein nahm
en) oder V

erbrauch 
(z. B

. Einkäufe, Energie, D
ienstleistungen)

·
W

ie w
ird besteuert? 

progressiv (R
eiche zahlen m

ehr), proportional (alle zahlen 
den gleichen Satz) oder regressiv (A

rm
e zahlen m

ehr)
·

W
er zahlt die Steuer?

die steuerschuldende Person selbst (= direkt) oder jem
and 

anderes als die steuerschuldende Person (= indirekt, z. B
. 

erhebt ein G
eschäft die M

ehrw
ertsteuer und entrichtet diese 

für die steuerschuldende Person)
·

W
er erhält die Steuer?

W
ie in föderalen System

en üblich, w
erden einige Steuern (z. B

. 
Einkom

m
ensteuer) zw

ischen den Ebenen aufgeteilt, andere 
gehen ganz an den B

und (z. B
. M

ehrw
ertsteuer), die Bundes-

länder (z. B
. Erbschaftsteuer) oder die G

em
einden (z. B

. 
H

unde steuer). D
ie EU

 erhält z. B
. die Einnahm

en aus Zöllen.

 
Prinzipiell können alle Steuerarten progressiv oder regres-
siv, direkt oder indirekt gestaltet w

erden. Für D
eutschland 

heute gilt als Faustregel, dass Steuern auf Einkom
m

en und V
er -

m
ögen direkt und die auf V

erbrauch indirekt sind. A
ußerdem

 sind 
indirekte Steuern w

ie die M
ehrw

ertsteuer regressiv und direkte 
Steuern w

ie die Einkom
m

ensteuer progressiv, w
obei V

erm
ögen-

steuern die stärkste um
verteilende W

irkung haben.

Steuerquote und A
bgabenquote

Laut D
aten der O

rganisation für w
irtschaftliche Zusam

m
en-

arbeit und Entw
icklung (O

EC
D) hatte der deutsche Staat 2019 

Steuereinnahm
en in H

öhe von rund 24 Prozent seines Brutto-
inlandsprodukts (BIP): D

eutschland hatte dem
nach eine 

Steuer  quote von 24 Prozent. Rechnet m
an hier noch die 

Sozialabgaben hinzu (rund 14,6 Prozent des BIP), ergibt sich 
eine Abgabenquote von 38,6 Prozent. Vor dem

 Ersten W
elt-

krieg lag dieser Anteil (w
ie auch in anderen europäischen 

Ländern) noch unter zehn Prozent. Im
 Vergleich m

it anderen 
w

ohlhabenden D
em

okratien ist die Steuerquote in D
eutschland 

heute durchschnittlich, w
eltw

eit gesehen jedoch hoch. 

Ist eine hohe Steuerquote gut oder schlecht?
W

ährend sich in w
ohlhabenden Ländern Ö

konom
en/-innen 

und Politiker/-innen uneins darüber sind, ob m
ehr oder w

eniger 
Steuern eingenom

m
en w

erden sollten, besteht Konsens darü-
ber, dass ein gew

isses M
inim

um
 an Steuereinnahm

en notw
en-

dig ist. Laut den Vereinten N
ationen (U

N
) ist eine Steuerquote 

von m
indestens 15 Prozent erforderlich, dam

it ein Land dazu in 
der Lage ist, grundlegende staatliche Aufgaben w

ie die Bereit-
stellung von Krankenhäusern, Schulen oder öff entlicher Sicher-
heit erfüllen zu können. 

 
O

bw
ohl die Steuerquote unabhängig von der W

irtschafts-
 

leistung eines Staates ist, fi ndet sich eine höhere Steuer -
quote eher in den w

ohlhabenden Ländern, die dam
it in der R

egel 
auch eine stärkere U

m
verteilung erreichen. H

äufi g w
ird die 

Fähigkeit, die B
evölkerung (vor allem

 durch direkte Einkom
m

en-
steuern) zu besteuern, als M

aß
 für die Funktionsfähigkeit 

eines Staates („Staatskapazität“) insgesam
t gesehen.

W
ie setzen sich die Steuereinnahm

en zusam
m

en?
N

icht nur über die Steuerquote, auch über den Steuerm
ix

w
ird politisch gestritten. D

am
it bezeichnet m

an die Zusam
m

en-
setzung des Steueraufkom

m
ens, also w

ie viel G
eld aus w

el-
chen Steuern eingenom

m
en w

ird (D
 S. 1). 

H
istorisch gesehen gilt die persönliche Einkom

m
ensteuer

(also die Steuer auf G
ehalt, M

ieteinnahm
en, freiberufl iche Ein-

nahm
en, Rente usw

.) als „Königin der Steuern“: Sie bringt dem
 

Staat die m
eisten Einnahm

en ein, hat durch ihre progressive 
G

estaltung eine stark um
verteilende W

irkung und verschie dene 
Freibeträge erlauben es dem

 G
esetzgeber, lenkend einzugrei-

fen (z. B. Fam
ilien zu fördern und Auszubildende zu entlasten). 

W
ie hat sich der Steuerm

ix in den letzten Jahrzehnten
verändert?
W

ährend die Spitzensteuersätze auf Privat- und U
nternehm

ens -
einkom

m
en, Erbschaften oder Verm

ögen direkt nach dem
 

Zw
eiten W

eltkrieg häufi g über 90 Prozent lagen, w
urden sie 

seitdem
 stetig gesenkt und die Freibeträge erhöht. D

ie Steu-
ersystem

e in Europa sind also heute w
eniger progressiv als 

früher, ein G
rund dafür ist der zunehm

ende Steuerw
ett bew

erb 
(D

 S. 7). W
ährend Zölle für D

eutschlands Staatsein nahm
en 

unerheblich sind, w
ird die M

ehrw
ertsteuer zur Finanzierung 

des Staatshaushalts im
m

er w
ichtiger. Insgesam

t steigen 
die Einnahm

en aus Verbrauchsteuern und Sozialabgaben, 
w

ährend jene aus Einkom
m

en- und Verm
ögensteuern sinken. 

U
nterschiedliche politische Entscheidungen verschiedens-

ter Regierungen in den letzten Jahrzehnten führen zu großen 
U

nterschieden zw
ischen w

ohlhabenden D
em

okratien – nicht 
nur in der Steuerquote, sondern auch im

 Steuerm
ix. So verteilt 

Frankreich m
ehr über sein Steuersystem

 um
 als D

eutschland, 
die Schw

eiz w
eniger.

Schem
atische D

arstellung einer B
esteuerung

Steuerpolitischer W
ahlkam

pf im
 m

odernen Parteiensystem
 

m
it zw

ei Konfl iktlinien und beispielhaften Positionen

off en (liberal) 

geschlossen (konservativ)

Staat (links) 
M

arkt (rechts)

Reduzierte M
ehrw

ert-
steuer auf Tam

pons
Abschaff ung 
von Zöllen

H
öhere Steuern auf 

ausländische U
nternehm

en
Steueranreize für Inves-
ti tionen in D

eutschland

B
etrag 

vor Abzug 
der Steuern 
(„B

rutto-
betrag“)

Einkom
m

en-
steuern:
436,8 M

rd. €

Sozialabgaben:
501,8 M

rd. €
Sonstige: 
0,3 M

rd. €

Steuern und Sozialabgaben 2019 in D
eutschland 

(D
aten: O

EC
D)

Steuerbasis

Freibeträge

B
etrag 

nach Abzug 
der Steuern 
(„N

etto-
betrag“)

Steuer-
schuld

Sozialabgaben:
501,8 M

rd. €

Einkom
m

en-
steuern:
436,8 M

rd. €

G
esam

t:
1.341,3 M

rd. €

Verbrauch-
steuern:
357,4 M

rd. €

Einkom
m

en-

Verm
ögensteuern:

38,7 M
rd. €

Steuer-
satz



Spicker – der Wissensspeicher zum Selberbasteln
Die wichtigsten Informationen zu Themen aus Politik und Gesellschaft  
zusammengefasst auf einer DIN-A4-Seite und zum Falten für die Hosentasche

Fragen, Kritik, Anregungen?  
edu@bpb.de

Vorab: Den Spicker aus dem Heft heraustren­
nen. Beim Kopieren der herausgetrennten 
Seite 0,5 cm Abstand zur Außenkante des 
Scanners lassen. Noch besser: den Spicker 
als PDF herunterladen und in der gewünsch­
ten Anzahl auf A4 ausdrucken (bei den  
Druckereinstellungen darauf achten, dass  
in Originalgröße gedruckt wird)

1.	Das Blatt quer mittig falten, die bedruckte 
Seite zeigt nach außen

2.	Einen der beiden Ränder bis zur Mittelfalte 
falten

3.	Den anderen Rand bis zur Mittelfalte falten 4.	Das Blatt wieder entfalten und diesmal längs 
mittig falten, die bedruckte Seite zeigt nach 
außen

5.	Jetzt wieder quer falten und mit einer Schere 
entlang der gestrichelten roten Linie schneiden

6.	Das Blatt wieder entfalten und erneut längs 
mittig falten; dann von beiden Enden so 
zusammendrücken, dass die eingeschnit­
tene Mitte auseinandergeht

7.	 Jetzt bis zum Anschlag drücken 8.	Den Ausdruck nun von links so zusammen­
falten, dass das Titelblatt oben ist. Jetzt ist 
es ein echter Spicker, der in die Hosentasche 
passt!

Die aktuellen und alle bereits erschiene­
nen Spicker gibts zum Download unter 
www.bpb.de/spicker oder als Beilage in 
der aktuellen Themenblätter-Ausgabe!
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